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Begriindung zur Satzung Uber die Aufhebung der Sanierungssatzung "MarstallstraRe" EFM 005 (AHS 003)

1 Anlass

Das Baugesetzbuch bietet den Kommunen die Moglichkeit, zur Behebung stadtebaulicher
Missstande Sanierungsgebiete festzusetzen und stadtebauliche Sanierungsmalnahmen
durchzufuhren, sofern deren einheitliche Vorbereitung und ziigige Durchfihrung im
offentlichen Interesse liegen. Um diesen komplexen Gesamtprozess mit einer Vielzahl
beteiligter Eigentimer, Bewohner, Nutzer und Behdrden in hinreichendem Umfang steuern
zu kdonnen, ist den Kommunen hierfiir ein zeitlich befristet anwendbares Sonderrecht in die
Hand gegeben, das "besondere Stadtebaurecht" (§ 136 - 191 BauGB). Zugleich kdnnen
gemdR § 164a BauGB zur Deckung der Kosten der einheitlichen Vorbereitung und
Durchfihrung der stddtebaulichen SanierungsmaBnahme Stadtebauférdermittel aus den
verschiedenen Bund- Ldander-Programmen eingesetzt werden.

Um diese rechtlichen und finanziellen Moglichkeiten in Anspruch nehmen zu kénnen,
wurden bereits im Oktober 1991 die Sanierungsgebiete "Andreasviertel”, "MichaelisstraRe
Ost" und "MichaelisstraRe West", die "Arche" und das Gebiet "MarstallstraRe" als
Sanierungsgebiete im sog. Vollverfahren ausgewiesen. Im weiteren Prozess der
vorbereitenden Untersuchungen stellte sich heraus, dass fiir den gesamten Bereich der
Altstadt die Instrumente des besonderen Stadtebaurechts erforderlich sind und fir die

vorgesehene Sanierung der gesamten Altstadt Fordermittel eingesetzt werden mussen.

Deshalb wurde im Jahr 1992 fiir die gesamte erweiterte Altstadt das Sanierungsgebiet
"Altstadt" im sogenannten vereinfachten Verfahren beschlossen.

Das Sanierungsgebiet "MarstallstralRe" ist mit seiner GroRe von 0,8 ha mit eines der
flachenmalig kleinsten.

Seit der Beschlussfassung zur férmlichen Festlegung des Sanierungsgebietes "Marstallstrale"
wurden Uber einen Zeitraum von fast 25 Jahren eine Vielzahl an Malknahmen
unterschiedlicher Prdgung realisiert, die das Gebiet grundlegend verbessert und wesentlich
aufgewertet haben. Somit kdnnen die Sanierungsziele als erreicht bewertet werden.

Das Baugesetzbuch sieht im § 162 BauGB vor, dass die Sanierungssatzung fir das gesamte
Sanierungsgebiet aufzuheben ist, wenn durch die Behebung stadtebaulicher Missstande ein
Gebiet wesentlich verbessert wurde und eine geordnete weitere stadtebauliche Entwicklung
und Erneuerung auch ohne die sanierungsrechtlichen Vorschriften gewahrleistet ist. Eine
vollstandige Behebung der stadtebaulichen Missstande ist rechtlich nicht erforderlich und
sachlich nicht geboten.

Da flir das Sanierungsgebiet MarstallstralRe eine wesentliche Gebietsverbesserung im Sinne
des § 136 BauGB und damit das stddtebauliche Sanierungsziel weitestgehend erreicht ist,
soll dieses Gebiet nun aus der Sanierung entlassen werden.

Weitergehende Erneuerungsmallnahmen der stddtebaulichen Entwicklung sind kinftig ohne
die Anwendung des besonderen Stadtebaurechts durchzufihren und durchfihrbar. Die
erreichten Ziele der Sanierung sollen durch die geltende Erhaltungssatzung fir die Altstadt
von Erfurt sowie weitere kommunale Satzungen gesichert werden.
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Begriindung zur Satzung Uber die Aufhebung der Sanierungssatzung "MarstallstraRe" EFM 005 (AHS 003)

2 Allgemeine Angaben und Planungsrecht
2.1 Eingrenzung,Gebietstypik,Historie

Das beschlussgegenstdndliche Gebiet zur Entlassung aus der Sanierung ist identisch mit dem
Geltungsbereich der Sanierungssatzung "Marstallstralle" (EFM 005). Das Gebiet gehort zu den
altesten bebauten Bereichen von Erfurt und wird durch bedeutende Gebdaudekomplexe wie
die direkt 6stlich an das Sanierungsgebiet angrenzende Kurmainzsche Statthalterei -
heutige Staatskanzlei und die im Gebiet befindlichen Grundstiicke "Haus Vaterland" und
das heutige "DAS DIE" sowie historische Gebdude entlang der Regierungsstrale und Langen
Briicke gepragt. Durch mangelnde Instandhaltung und Instandsetzung wurden die Gebaude
zur Beginn der Sanierung nur noch teilweise angemessen genutzt. Im riickwartigen Bereich in
der Marstallstrale und der Langen Briicke ist das Gebiet durch sehr kleine Parzellen gepragt.
Die meisten Gebdude befanden sich zum Beginn der Sanierung in einem baulich schlechtem
Zustand und waren durch Leerstand gekennzeichnet.

2.2 AllgemeineAngaben

Sanierungssatzung MarstallstraRe

Gebietsbezeichnung: Erfurt - Sanierungsgebiet Marstallstrale EFM 005
Gebietsgrofe: ca.0,8 ha

Formliche Festlegung: 20.02.1991 - Beschluss Satzung (Beschluss-Nr.031/1991)
Rechtskraft: 16.10.1991

Durchfihrungszeitraum: 1991 (VU) bis 2016

Verfahrensart: Vollverfahren

Eingesetzte Forderprogramme

- Notsicherung

- Bund-Ldander Programm Stadtebauliche Sanierungs- und EntwicklungsmaRnahmen
- Bund-Ldander Programm Stadtebaulicher Denkmalschutz

2.3 AusgangssituationvorderSanierung

Die in den 1970er Jahren europaweit einsetzende Wiederentdeckung der Altstadte als
wertvolle Stadtraume fihrte zu einer h6heren Wertschatzung der Bausubstanz, des
historischen Stadtbildes und des 6ffentlichen Raumes auch in der damaligen DDR. Dennoch
konnten aufgrund mangelnder Ressourcen eine Vielzahl von vorhandenen wertvollen
Gebduden nur unzureichend instand gehalten werden, zumal das Hauptaugenmerk damals in
Erfurt auf Gebieten wie dem Anger und der Verbindung Bahnhof - Fischmarkt - Domplatz lag.
Im unmittelbaren Umfeld lagen die Schwerpunkte in der Sanierung der ehemaligen
kurmainzischen Statthalterei sowie in der Errichtung des "Hauses der Kulturen" im Bereich
des Hirschgartens. Dieses stand mit der politischen Wende 1989 als Rohbau, wurde jedoch
aufgrund neuer stadtentwicklungspolitischer Ziele nicht dort vollendet.

Faktisch im Dornréschenschlaf schlummerte in ndchster Nachbarschaft zu diesen
GroRvorhaben das Gebiet um die MarstallstraRe . Die historische Bausubstanz war noch
uberwiegend erhalten.

Diesem kulturhistorischen Wert wurde nach der politischen Wende und dem damit
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einhergehenden gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und sozialen Strukturwandel eine

prioritdre Bedeutung beigemessen. Mit den neuen durch das Baugesetzbuch zur Verfligung
stehenden Planungsinstrumenten bereitete man die umfassende Sanierung der Gebdude, des
Stadtraumes und der Infrastruktur vor. In einem vorbereitenden Schritt wurden hierzu
Untersuchungen fir das gesamte Gebiet der Altstadt vorgenommen, welche Mangel und
Missstande herausstellten und erste Ziele als Grundlage fir den Erlass der Sanierungssatzung
formulierten. Fir das Sanierungsgebiet "Marstallstralle" wurden zusatzlich eigene
Vorbereitende Untersuchungen vorgenommenen welche zur formlichen Festlegung des
Sanierungsgebietes fihrten.

Nachfolgend sind die Ergebnisse der Vorbereitenden Untersuchungen auszugsweise fir die
MarstallstraRe dargestellt.

Stadtstruktur/Stadtgestalt

Das Sanierungsgebiet MarstallstralRe bestand aus zwei kleineren Quartieren welche sich zu
den Strallen- und Gassenraumen als geschlossene Bebauungen darstellten und diese
raumlich fassten. Die das Sanierungsgebiet umschliefenden StraRenraume und die
Malzgasse stellten sich als erhaltener mittelalterlicher Teil des Stadtgrundrisses dar.

Die Quartierinnenbereiche waren meist nur mit Nebengebdauden bebaut, lediglich der
Gebdudekomplex Lange Briicke 29 mit seiner ehemalig kulturellen Nutzung und der daraus
entstandene Saaltiefe hatte sich wesentlich in den Innenbereich entwickelt.

Die Regierungsstrale verfiigte im Bereich des Sanierungsgebietes Marstallstrale tiber
einen vergleichsweise hohen Anteil an historisch wertvoller Bausubstanz sowie denkmal-
geschitzten Gebauden.

Offentlicher Raum

Die o6ffentlichen Flachen wiesen deutliche gestalterische und bauliche Mangel auf, lieRen
jedoch durch ihre vorhandenen historischen Stralenquerschnitte und originalen
Pflasterungen den Charme der mittelalterlichen Gassenraume erkennen. Der Stadtboden war
in groen Teilen schadhaft und entsprach nicht mehr den Anforderungen an die vorhandenen
Nutzungsformen. Die Umfeldgestaltung, besonders im angrenzenden Hirschgarten mit dem
unvollendeten Rohbau des "Hauses der Kulturen”, die Erlebnisqualitdt sowie die
Stralkenbeleuchtung wiesen Defizite auf.

Baustruktur

Der Grolteil der Gebdude, insbesondere auch die denkmalgeschutzten und
stadtbildpragenden, wiesen einen hohen bis sehr hohen Instandsetzungsbedarf an
Konstruktion und Fassade auf. Die Ausstattung war duerst mangelhaft. Sanitdre
Einrichtungen und Heizsysteme entsprachen groRtenteils nicht dem Standard. Belichtung
und Belliftung der Wohn- und Arbeitsraume waren vielfach als unbefriedigend
einzustufen. Die Gebdude konnten normalen Nutzungsanforderungen nicht geniigen und
wurden auf Verschleil genutzt. Von den 17 Gebduden besallen lediglich 3 (18%) nur
leichte Mangel.

Nutzung

Das Untersuchungsgebiet besal zu Beginn der Sanierung den Charakter eines Mischgebietes.
Im Bereich der Langen Briicke und der Regierungsstralle waren die Gebdaude im Erdgeschof3
gewerblich genutzt, in den Obergeschossen traf man zum Teil gewerbliche und zum Teil
Wohnnutzungen an.
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Von den 17 Gebduden waren 5 reine Wohngebdude und 7 besallen Anteile an

Wohnnutzungen. Der Rest wurde gewerblich genutzt.

Die Wohnqualitat war nicht nur durch die Substanz und die Ausstattung selbst
beeintrachtigt, auch das Fehlen von Griin-, Aufenthalts- und Spielflachen beeinflussten das
Gebiet negativ.

Die grolRten Gebdudekomplexe besaRen Lagernutzungen und hatten eine standig ansteigende
Zunahme an Leerstand.

Das Quartier Marstallstralle spielte bis zum Sanierungsbeginn keine wesentliche Rolle in der
historischen Altstadt. Seine baulichen und historischen Qualitaten lagen eher versteckt.

Technische Infrastruktur

Die technische Infrastruktur wies im gesamten Gebiet einen hohen Sanierungsrickstand
sowohlin den Netzen als auch bei den Leitungen in den Gebdauden auf.

Verkehr

Das Quartier wurde hauptsachlich tGber die Lange Briicke/ Marstallstralle (einwarts) sowie
die Regierungsstralle (auswarts) erschlossen.

Die Malzgasse und die Markgrafengasse hatten auch aufgrund des beengten Querschnittes
nur eine untergeordnete Funktion als reine AnliegerstraRe.

Der steigende Fahrverkehr und das sich verdanderte Mobilitatsverhalten beeintrachtigte das
Gebiet zusdtzlich.

2.4 ZielderSanierung

Wesentliche Sanierungsziele wurden bereits 1991 mit den Vorbereitenden Untersuchungen
furdie formliche Festlegung des Sanierungsgebietes MarstallstraRBe formuliert.

Folgende Aufgaben wurden an die Sanierung gestellt:

e Erhalt des Quartiersin seinen wesentlichen Teilen unter Berticksichtigung
denkmalpflegerischer Aspekte.

e Modernisierung und Instandsetzung bestehender Wohnungen.

e Verbesserung des Angebotes an Einzelhandel, Dienstleistung und Gastronomie durch
Modernisierung und Instandsetzung vorhandener Raumlichkeiten und Aktivierung/
Umnutzung bisher nicht oder anders genutzter Raume.

e Unterbringung neuer, standortgerechter Nutzungen in bisher leerstehenden
Gebduden.

e ErschlieBung und Gestaltung offentlicher Flachen.

e Unterbringung des ruhenden Verkehrs.

Die Hauptgebdude sollen in ihrer Grundsubstanz und dulReren Erscheinung erhalten werden.
Die Einzeldenkmale sollten angemessenen Nutzungen zugefihrt werden und eine
denkmalgerechte Sanierung erfahren.

Die Quartierinnenbereiche sollten eine hdhere Aufenthaltsqualitat erlangen und stérende
Nebengebdude abgebrochen werden.

Es wurden folgende planerische Grundlagen beschlossen:
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a)

Rahmenplan

Rahmenplan erweiterte Altstadt Erfurt EFM047
Beschluss Satzung: 16.02.1994
Bekanntmachung: 11.03.1994

Ortsgestaltungssatzung

Gestaltungssatzung fur die Altstadt von Erfurt

Beschluss Satzung: 08.07.1992
Bekanntmachung Satzungsbeschluss: 25.11.1992
Planungsziel:

Erhaltung der Besonderheiten der historischen Altstadt Erfurts und
Fortentwicklung ihrer Gestalt

Erhaltungssatzung

EHOO1 Erhaltungssatzung fir die Altstadt von Erfurt
Beschluss Satzung: 18.03.1992
Bekanntmachung Satzungsbeschluss: 24.06.1992
Bekanntmachung der Anderung: 12.10.2001
Inkrafttreten der Anderung: 01.01.2002

Planungsziel:
Erhaltung der stadtebaulichen Eigenart der Altstadt von Erfurt aufgrund ihrer
stddtebaulichen Gestalt

Werbesatzung

Satzung der Stadt Erfurt Uber die Zulassigkeit und Gestaltung von Werbeanlagen in
der Altstadt von Erfurt (Werbesatzung)

Beschluss Satzung: 05.05.2010

Bekanntmachung Satzungsbeschluss: 21.06.2010

Planungsziel:

Vertrdgliche, den stadtebaulichen und architektonischen Besonderheiten der Altstadt
angemessene Gestaltung der Werbeanlagen. Vermeidung der Verunstaltung und
Haufung.

Begrinungssatzung

Begriinungssatzung bei Baumalnahmen in der Stadt Erfurt
Beschluss Satzung: 19.02.1992
Bekanntmachung Satzungsbeschluss: 24.09.1992
nochmalige Verdffentlichung: 25.08.1994
Ziel:

Sicherung eines Mindestanteiles an begriinter Flache bei der Durchfiihrung von Bau-
maRnahmen sowie die Sicherung eines Gestaltungsstandards fur die Grinflachen

Fernwdrmesatzung

Fernwdrmesatzung der Stadt Erfurt

Beschluss Satzung: 20.04.1994
Bekanntmachung Satzung: 08.07.1994
Ziel:
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Versorgung von Teilen des Stadtgebietes mit Fernwdrme zur Minimierung von

Emissionen

3 Durchfihrung und Auswertung der Sanierung

Der Sanierung des historischen Erfurter Altstadtkerns wurde eine hohe Prioritat beigemessen.
Verwaltungstechnisch erfolgte die Organisation zentral unter der Federfiihrung des Amtes fur
Stadtentwicklung und Stadtplanung. Partner der Stadt Erfurt bei der Durchfihrung waren die
DSK (Deutsche Stadt- und Grundstiicksentwicklungsgesellschaft) und die BauGrund AG, die
die Aufgaben eines Sanierungstragers fiir das Gebiet MarstallstraRRe Gbernahmen.

Die Durchfuhrung der Vorbereitenden Untersuchungen als erforderliche Grundlage zur
Ausweisung eines Sanierungsgebietes Ubernahm die Stadt Land Gesellschaft fir
Stadterneuerung und Stadtplanung mbH. Der Stddtebauliche Rahmenplan wurde durch
private Blros erarbeitet.

Begleitet und betreut wurden die SanierungsmaRnahmen durch das Amt fur
Stadtentwicklung und Stadtplanung der Stadt Erfurt. In regelmalRig stattfindenden
Sanierungsrunden stimmten sich die einzelnen Fachamter und Bereiche zu den aktuellen
Vorhaben, deren Genehmigungs- und Forderfahigkeit sowie die Durchsetzung der
MaRBnahmen ab. Private Bauherren wurden umfassend und detailliert beraten und tiber
Fordermoglichkeiten und -modalitdten informiert.

3.1 Realisierte MalRnahmen

Nachdem mit Hilfe des Notsicherungsprogrammes die verbliebene Bausubstanz gesichert
wurde, konnten zur Beseitigung struktureller, funktioneller und gestalterischer Missstande
im Sanierungsgebiet Marstallstrale alle vorhandenen denkmalgeschitzten Gebdude
umfassend saniert werden.

Der Gebdudekomplex "Haus Vaterland" wurde denkmalgerecht saniert und konnte in der
Nutzung der heutigen Staatskanzlei durch eine Uber die Gasse fliihrende Briicke zugeordnet
werden. Er besitzt eine hohe Aufenthaltsqualitdt im Innenbereich.

Der Gebdudekomplex "DAS DIE" und "DAS DIE BRETTL" erhielt nach der Sanierung der
Gebdudesubstanz wieder eine kulturelle Nutzung.

Das Gebaude Marstallstralle 14 wurde aufgrund des desolaten Zustandes abgebrochen und
durch einen modernen Neubau ersetzt. Im Innenhofbereich entstanden hochwertige Freiflachen
und ein Parkierungssystem.

Die Malzgasse, Markgrafengasse, Regierungsstrale, Lange Briicke und der stidliche FuBweg der
Marstallstralle wurden, wie auch das unmittelbare Umfeld, der Hirschgarten, umfassend
aufgewertet und in einer hohen Qualitat ausgebaut und neugestaltet.

3.2 AuswertungSanierungsstand

Die im Rahmenplan und der konkretisierenden stadtebaulichen Planung formulierten um-
fassenden und anspruchsvollen Sanierungsziele, wurden im wesentlichem erreicht.

Sowohl der Zustand der Gebdude als auch die Nutzung sind wesentlich verbessert und dem
hochwertigen Gebietscharakter angemessen.

Stadtbildpragende Gebdude wurden erhalten sowie saniert und deren Nutzflachen
umfanglich einer gebietsvertraglichen Nutzung zugefiihrt. Modernisierungs- und
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InstandsetzungsmalBnahmen privater Eigentimer wurden realisiert. Das Angebot an

Einzelhandels-, Dienstleistungs-, und Biroflachen sowie kulturellen Einrichtungen ist dem
Standort angemessen und besitzt positive Auswirkungen auf den urbanen Charakter der
Innenstadt. Die Wohnqualitat hat sich durch Sanierung der Gebdude selbst und durch die
Aufwertung des 6ffentlichen Raumes im Bereich des angrenzenden Hirschgarten sowie des
privaten Raumes erheblich verbessert.

Das Erscheinungsbild sowie die Nutzungsqualitdaten haben sich durch den Einsatz
hochwertiger Materialien fur Stralen und Platze erheblich verbessert.

Da die Erreichung der Sanierungsziele bis zum Jahr 2016 abgeschlossen sein sollten, wurde im
Jahr 2014 mit der Erhebung der sanierungsbedingten Ausgleichsbetrage gemdR § 154 BauGB
begonnen. Den Grundstuckseigentimern wurde die Mdglichkeit eingerdumt, bereits vor
Abschluss der Sanierung die Ausgleichsbetrage durch den Abschluss von Ablésevereinbarungen
abzuldésen und dafiireinen Abschlag gewahrt zu bekommen.

Von dieser Moglichkeit hat bereits ein Teil der Eigentimer Gebrauch gemacht. Fiir den
verbliebenen Teil der Grundstiicke werden nach Aufhebung der Satzung die
Ausgleichsbetrdge per Bescheid erhoben werden mussen.

Dies zeigt, dass viele Eigentimer die Sanierung als erfolgreich durchgefiihrt ansehen.

3.3 Fordermitteleinsatz

Im Sanierungsgebiet Marstallstralle lassen sich die eingesetzten Fordermittel in folgende
Handlungsfelder untergliedern:

Vorbereitung: 18.444 €
Grunderwerb: 48.784 €
Ordnungsmalnahmen: 682.083 €
BaumaRnahmen: 1.172.783 €
sonstige Kosten: 184.346 €

Im Rahmen eines kleinteiligen kommunalen Férderprogramms gewadhrte die Landeshaupt-
stadt Erfurt in den Sanierungsgebieten aulRerdem Zuschuisse fur private Modernisierungs-
und InstandsetzungsmaRnahmen. Sinn und Zweck des Programms war die Férderung von
privaten Vorhaben, die den denkmalpflegerischen und stadtgestalterischen Grundsdtzen
entsprachen und in Ubereinstimmung mit den Zielen der Sanierung geeignet waren, das
Stadtbild nachhaltig zu verbessern.

Unterstitzt wurden insbesondere standort- und sanierungsbedingte Mehraufwendungen

an Bauteilen, die zur Erhaltung der stadtebaulichen Eigenart des Gebietes beitragen. Das
Forderprogramm hat in dem Gebiet Marstallstralle jedoch nur eine untergeordnete Bedeutung
gehabt.
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4 Aufhebung
4.1  BegrundungderAufhebung

GemadlR § 162 Abs. 1 Nr. 1 BauGB ist die Stadt verpflichtet, die Sanierungssatzung aufzuheben,
wenn die Sanierung durchgefihrt ist. Die Sanierung ist im Sinne der vorgenannten
Vorschriften durchgefiihrt, wenn die im Sanierungsgebiet gelegenen Grundstiicke gemdl den
Zielen und Zwecken der Sanierung bebaut sind bzw. auf ihnen die entsprechende Nutzung
aufgenommen ist. Es ist nicht erforderlich, dass samtliche betroffene Grundsticke
entsprechend bebaut oder genutzt sind, es muss jedoch abzusehen sein, dass die Bebauung,
Sanierung bzw. Nutzung auch ohne das Instrument der Sanierungssatzung realisiert werden
konnen.

Die Stadt Erfurt hat die im Rahmen der SanierungsmaRnahmen nach § 146 BauGB
erforderlichen Ordnungs- und Baumalknahmen fiir das Gebiet abgeschlossen. Mit der
Umsetzung der Sanierungsziele wurde eine wesentliche Gebietsverbesserungi.S. des § 136
BauGB und damit das stadtebauliche Sanierungsziel erreicht.

Weitergehende stadtebauliche Entwicklungen sind in Gebiet kunftig ohne Anwendung des
besonderen Stadtebaurechts durchzufiihren. Eine geordnete stadtebauliche Entwicklung und
die Sicherung der erreichten Sanierungsziele sind durch den Beschluss vom 18.03.1992 uber
die Erhaltungssatzung fir die Altstadt von Erfurt EHOO1 sowie weitere glltige Satzungen
abgesichert.

4.2  AuswirkungenderAufhebung

Mit der Aufhebung der Sanierungssatzung Marstallstralle Ost sind die
sanierungsrechtlichen Vorschriften des Baugesetzbuchs (§§ 136-151,8§ 157 - 164b BauGB)
fur dieses Gebiet nicht mehranwendbar. Gleichzeitig entfdllt die Genehmigungspflicht
fur Vorhaben und Rechtsvorgange nach §144 BauGB.

Dazu gehdren insbesondere

- die Errichtung, Anderung, Nutzungsanderung oder der Abbruch von baulichen
Anlagen

- die schuldrechtliche Gebrauchs- oder Nutzungsiiberlassung eines Gebaudes oder
Gebdudeteiles

- die rechtsgeschaftliche VerduRerung eines Grundstiickes und die Bestellung und

VerdulRerung eines Erbbaurechtes

die Belastung von Grundstiicken

- die Begriindung, Anderung oder Aufhebung einer Baulast

- die Teilung eines Grundstucks.

Ferner entfallen mit der Aufhebung der Sanierungssatzung

- die besonderen steuerrechtlichen Abschreibungsmoglichkeiten bei der
Modernisierung und Instandsetzung von Gebduden in Sanierungsgebieten nach §§
7h, 10f und 11a EStG sowie

- das sanierungsbedingte Vorkaufsrecht der Stadt beim Verkauf von Grundstiicken nach
§ 24 Abs. 1 Nr. 3 BauGB.
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Begriindung zur Satzung Uber die Aufhebung der Sanierungssatzung "MarstallstraRe" EFM 005 (AHS 003)

Mit der Aufhebung der Sanierungssatzung sind nach § 154 BauGB Ausgleichsbetrdge zu
erheben, da die Sanierung im sogenannten Vollverfahren durchgefiuhrt wurde und die §§ 152 -
156a BauGB zur Anwendung gekommen sind. Daflir sind im Gegenzug fiir die Erneuerung von
ErschlieBungsanlagen in dem Sanierungsgebiet keine StraRenausbaubeitrage nach
Kommunalabgabensatzung zu leisten.

Mit der Aufhebung der Sanierungssatzung Marstallstralle nach § 162 Abs. 1 BauGB ist durch
das Grundbuchamt fur die Grundstiicke im Sanierungsgebiet der Sanierungsvermerk in den
Grundbuchern zu l6schen. Die Aufhebungssatzung ist der Aufsichtsbehdrde anzuzeigen und
ortsliblich bekannt zu machen. Mit der ortsiiblichen Bekanntmachung wird die Satzung
rechtsverbindlich.

4.3 Sicherung der Sanierungsziele fur die Zukunft

Im Hinblick auf die erheblichen Aufwendungen fur die Durchfihrung stadtebaulicher
Sanierungsmalnahmen ist im Regelfall geboten, dass auch fur die Zeit nach Aufhebung der
Sanierungssatzung die wichtigen stddtebaulichen Ziele der Gebietsentwicklung weiter
verfolgt, Ziele und erreichte Sanierungsergebnisse nachhaltig gesichert werden. Als rechtliche
Instrumente kommen hierfir in Betracht:

- die Aufstellung von Bebauungsplanen
- der Erlass einer Erhaltungssatzung nach § 172 BauGB
- der Erlass ortlicher Bauvorschriften nach § 88 ThirBO.

Flr das Sanierungsgebiet Marstallstrale stehen bereits folgende rechtliche Instrumente zur
Verfligung, um die weitere stadtebauliche Entwicklung geordnet vollziehen und
beeinflussen zu kdnnen:

Informelle Instrumente
- Rahmenplan "Erweiterte Altstadt Erfurt" EFM047

Formelle Instrumente

- Erhaltungssatzung fir die Altstadt von Erfurt EHOO1
- Ortsgestaltungssatzung fur die Altstadt von Erfurt

- Werbesatzung

- Begrinungssatzung

- Fernwdrmesatzung

- Thuringer Denkmalschutzgesetz.

Amt fur Stadtentwicklung und Stadtplanung Seite 11von 11



	Inhaltsverzeichnis
	1 Anlass
	2 Allgemeine Angaben und Planungsrecht
	2. 1 Eingrenzung, Gebietstypik, Historie
	2.2 Allgemeine Angaben
	2.3 Ausgangssituation vor der Sanierung
	2.4 Ziel der Sanierung

	3 Durchführung und Auswertung der Sanierung
	3.1 Realisierte Maßnahmen
	3.2 Auswertung Sanierungsstand
	3.3 Fördermitteleinsatz

	4 Aufhebung
	4.1 Begründung der Aufhebung
	4.2 Auswirkungen der Aufhebung


